Die Entdeckungsdoktrin 


Übersetzt aus dem englischen Wikipedia, der freien Enzyklopädie 


Die Entdeckungsdoktrin ist ein Konzept des Völkerrechts, das vom Obersten Gerichtshof der Ver- 
einigten Staaten in einer Reihe von Entscheidungen, insbesondere im Fall Johnson gegen M'Intosh im 
Jahr 1823, dargelegt wurde. Der Oberste Richter John Marshall erklärte die Art und Weise, wie die Ko- 
lonialmächte im Zeitalter der Entdeckung zu handeln haben, um Ländereien fremder souveräner Na- 
tionen zu beanspruchen. Darunter lag das Recht auf Land bei der Regierung, deren Untertanen in ein 
Gebiet reisten und es besetzten, dessen Einwohner nicht Untertanen eines christlichen Monarchen 
aus Europa waren. Die Doktrin wurde in erster Linie dazu verwendet, Entscheidungen zu unterstützen, 
die den Besitz von Land durch die Aborigines zugunsten kolonialer oder postkolonialer Regierungen 
für ungültig erklären oder ignorieren. 


Der Fall von 1823 war das Ergebnis von abgesprochenen Gerichtsverfahren, in denen Landspekulanten 
zusammenarbeiteten, um Ansprüche geltend zu machen, die das gewünschte Ergebnis erzielen. [1] [2] 
John Marshall erläuterte die Argumentation des Gerichts. Die Entscheidung war Gegenstand einer Rei- 
he von Artikeln zur Überprüfung von Gesetzen und wurde von modernen Rechtstheoretikern einge- 
hender geprüft. 


Geschichte 

Die Entdeckungslehre wurde von den europäischen Monarchien verkündet, um die Kolonisierung von 
Ländern außerhalb Europas zu legitimieren. Zwischen der Mitte des fünfzehnten und der Mitte des 
zwanzigsten Jahrhunderts ermöglichte diese Idee europäischen Einheiten, von indigenen Völkern be- 
wohnte Gebiete, unter dem Deckmantel der Entdeckung einzunehmen. [3] Im Jahr 1494 erklärte der 


Vertrag von Tordesillas| dass nur nichtchristliche Gebiete unter der Entdeckungslehre kolonisiert wer- 


den dürfen. 


Im Jahr 1792 erklärte der US-Außenminister Thomas Jefferson, dass sich die "Doctrine of Discovery" 
von Europa auf die frisch gebildete US-Regierung erstrecken werde. Die Doktrin und ihr Erbe beein- 
flussen weiterhin den amerikanischen Imperialismus und die Behandlung indigener Völker. [4] 


Johnson gegen M'Intosh 

Der Kläger Johnson hatte Land geerbt, das ursprünglich von den Piankeshaw-Stämmen gekauft worden 
war. Der Angeklagte McIntosh beanspruchte dasselbe Land, nachdem er es im Rahmen eines Zu- 
schusses der Vereinigten Staaten gekauft hatte. Es scheint, dass 1775 Mitglieder des Piankeshaw- 
Stammes bestimmte Grundstücke im Indiana-Territorium an Lord Dunmore, den königlichen Gouver- 
neur von Virginia, und andere verkauften. Im Jahr 1805 übergab die Piankeshaw einen Großteil des 
Landes an William Henry Harrison, den Gouverneur des Indiana Gebiets, was zu widersprüchlichen 
Eigentumsansprüchen führte. [5] Bei der Prüfung, ob die Gerichte der Vereinigten Staaten Landtitel 
anerkennen sollten, die sie von amerikanischen Ureinwohnern vor der amerikanischen Unabhängigkeit 
erhalten hatten, entschied das Gericht, dass dies nicht der Fall sein sollte. Der Oberste Richter John 
Marshall hatte große Immobilienbestände, die betroffen gewesen wären, wenn der Fall zugunsten von 
Johnson entschieden worden wäre. Anstatt sich jedoch von dem Fall zurückzuziehen, schrieb der 
Oberste Richter die Entscheidung für einen einstimmigen Beschluss des Obersten Gerichtshofs. 


Das Urteil 
Marshall stellte fest, dass das Eigentum an Land durch die Entdeckung dieses Landes entsteht, eine Re- 


gel, die von allen europäischen Ländern mit Siedlungen in der Neuen Welt befolgt wurde. Rechtlich ge- 
sehen waren die Vereinigten Staaten der wahre Eigentümer des Landes, da sie dieses Eigentum von 
Großbritannien, dem ursprünglichen Entdecker, erbten. 


Richter Marshall bemerkte: 


Bei der Entdeckung dieses riesigen Kontinents, für die großen Nationen Europas ... war es 
notwendig, ein Prinzip zu etablieren, um zu vermeiden, dass es zu Konflikten und damit zu 
einem Krieg kommt. Ein Prinzip, das alle als das Gesetz anerkennen sollten, durch das das 
Erwerbsrecht, das sie alle geltend machten, untereinander geregelt werden sollte. Dieses 
Prinzip bestand darin, dass die Entdeckung einer Regierung, von deren Untertanen oder von 
deren Autorität von allen anderen europäischen Regierungen legitimiert wurde, durch einen 
verliehenen Titel, der durch Inbesitznahme vollzogen werden könnte. ... Die Geschichte 
Amerikas von seiner Entdeckung bis zur Gegenwart beweist, wie wir über die universelle 
Anerkennung dieser Prinzipien denken. [7] 


Der Oberste Richter John Marshall stellte fest, dass mit der päpstlichen Bulle Romanus Pontifex aus 
dem Jahr 1455, Portugals Ansprüche auf an der Küste Westafrikas entdeckte Gebiete bestätigte, und 
dass Inter Caetera aus dem Jahr 1493 das Recht Spaniens auf Eroberung neu gefundener Gebiete 
ratifiziert hatte, nachdem Christoph Kolumbus sie bereits entdeckt hatte. [8] Aber es hieß: Spanien hat 
seinen Titel nicht nur auf die Bewilligung des Papstes ruhen lassen. Ihre Diskussionen mit Frankreich, 
Großbritannien und den Vereinigten Staaten zeigen, dass sie ihren Anspruch aus den Rechten der Ent- 
deckungsdoktrin ableiteten. Portugal untermauerte seinen Anspruch auf die Brasilianer mit dem glei- 
chen Titel. [7] 


Gesetz der Vereinigten Staaten 

Richter Marshall wies auf die Explorationschartas hin, die John Cabot als Beweis dargelegt wurden, 
dass die Briten unter der Doktrin operiert hatten. Die Stämme, die das Land besetzten, waren zum 
Zeitpunkt der Entdeckung nicht mehr vollständig souverän und besaßen keine Eigentumsrechte mehr, 
sondern besaßen lediglich ein Besatzungsrecht. Außerdem konnte nur die entdeckende Nation oder 
ihr Nachfolger das Land durch Eroberung oder Kauf von den Eingeborenen in Besitz nehmen. 


Die Doktrin wurde auch in anderen Fällen zitiert. Der Fall Cherokee Nation gegen Georgia unterstützte 
das Konzept, dass Stämme keine unabhängigen Staaten, sondern "inländische abhängige Nationen" 
seien. [8] Die Entscheidungen in den Fällen Oliphant gegen den Suquamish Indianerstamm und Duro 
gegen Reina beruhten auf der Doktrin, um Stämme daran zu hindern, zuerst Nichtindianer, dann 
Indianer, die kein Mitglied des strafverfolgenden Stammes waren, strafrechtlich zu verfolgen. 


Die Doktrin wurde vom US Supreme Court erst 2005 in der Rechtssache City of Sherrill, NY gegen 
Oneida Nation zitiert: "Unter der "Entdeckungsdoktrin" ... wurde das Eigentumsrecht an den von 
Indianern besetzten Gebieten, als die Kolonisten ankamen, dem Souverän übertragen - zuerst der 
entdeckenden europäischen Nation und später den Originalstaaten und den Vereinigten Staaten." 


Rechtskritik 

Da die Piankeshaw nicht an dem Rechtsstreit beteiligt waren, wurden in einem Fall, der tiefgreifende 
Auswirkungen auf die indianischen Eigentumsrechte hatte und noch immer hat, keine Stimmen der 
Indianer gehört. [10] 


Professor Blake A. Watson von der Universität für Rechtswissenschaft von Dayton findet Marshalls 
Behauptung der "universellen Anerkennung" der "Entdeckungsdoktrin" historisch ungenau. 


Bei der Überprüfung der Geschichte der europäischen Erforschung hat Richter Marshall keines der 
zwei Werke, De Indis und De Jure belli Hispanorum in barbaros, des spanisch-dominikanischen Philoso- 
phen[Francisco de Vitorialvon 1532, zur Kenntnis genommen. Vitoria übernahm von Thomas von Aquin 
das römische Gesetzeskonzept von ius gentium und kam zu dem Schluss, dass die Indianer rechtmäßi- 
ge Eigentümer ihres Eigentums waren und dass ihre Häuptlinge die Gerichtsbarkeit über ihre Stämme 
wirksam ausübten, eine Position, die zuvor Palacios Rubios innehatte. Seine Verteidigung der amerika- 
nischen Indianer beruhte auf einem schulischen Verständnis der inneren Würde des Menschen, einer 
Würde, die er durch die Politik Spaniens in der Neuen Welt verletzt sah. [11] 


Marshall übersah auch die jüngsten amerikanischen Erfahrungen, insbesondere den Kauf der 
Providence Plantation durch Roger Williams. Um den Entwürfen von Massachusetts und Plymouth zu- 
vorzukommen, reiste Williams anschließend nach England, um ein Patent zu erhalten, in dem der Kauf 
der Eingeborenen erwähnt wurde. Die Königliche Charta von Rhode Island, herausgegeben von Karl Il., 
erkannte die Rechte der Indianer an dem Land an. 


Ebenso wenig scheint Richter Marshall die Politik der Dutch West India Company zur Kenntnis genom- 
men zu haben, die Eigentumsrechte in Nieuw Nederland erst verlieh, nachdem der Berechtigte den 
Titel durch Kauf von den indianischen Eigentümern erworben hatte, eine Praxis, die auch die Quäker 
in Pennsylvania befolgten. [5] 


Watson und andere wie Robert Williams Jr. unterstellen, dass Marshall die "Entdeckungsdoktrin" 
falsch interpretierte, indem er den Entdeckern der Länder das ausschließliche Recht auf die Länder ein- 
räumte, anstatt ihnen das Verhandlungsrecht mit den Ureinwohnern zu zusprechen. [5] 


Zeitgenössische Lobbyarbeit 

Die Entdeckungsdoktrin wurde als sozial ungerecht, rassistisch und unter Verletzung der grundlegen- 
den Menschenrechte schwer verurteilt. [12] Das Ständige Forum der Vereinten Nationen für indigene 
Fragen nannte die Entdeckungsdoktrin als Grundlage für die Verletzung der Menschenrechte ihrer 
(indigenen) Völker. [13] 


Im Jahr 2012 forderte das Ständige Forum der Vereinten Nationen für Wirtschaft und Soziales zu indi- 
genen Themen einen Mechanismus zur Untersuchung historischer Landansprüche. [14] 


Während des vom 8. bis 17. August 2009 abgehaltenen Allgemeinen Konvents der Bischofskirche ver- 
abschiedeten die Bischöfe der Kirche einen Beschluss, mit dem die Entdeckungsdoktrin offiziell abge- 
lehnt wurde. [15] 


Auf der Generalversammlung der Unitarian Universalist Association 2012 in Phoenix (Arizona), verab- 
schiedeten die Delegierten der Unitarian Universalist Association eine Resolution, in der sie die Ent- 
deckungsdoktrin ablehnten und die Unitarian Universalists aufforderten, die Doktrin zu studieren und 
ihre Präsenz aus der aktuellen Politik, Programmen, Theologien und Strukturen des einheitlichen Uni- 
versalismus zu streichen. [16] Im Jahr 2013 folgte die Vereinigte Kirche Christi auf ihrer 29. General- 
synode dem Beispiel der fast einstimmigen Ablehnung der Doktrin. [17] 


Auf der Synode 2016 vom 10. bis 17. Juni in Grand Rapids (Michigan), lehnten Delegierte der Jahres- 
hauptversammlung der christlich-reformierten Kirche die Entdeckungsdoktrin als Häresie in Form ei- 
ner Antwort auf einen Studienbericht zu diesem Thema ab. [18] 


Auf der 222. Generalversammlung der Presbyterianischen Kirche (USA) (2016) forderten die Kommis- 
sare die Mitglieder der Kirche auf, die Komplizenschaft der Kirche zu bekennen und die Entdeckungs- 
lehre abzulehnen. Die Kommissare befahlen, einen Bericht über die Geschichte der Entdeckungslehre 
zu verfassen. Dieser Bericht wurde von der 223. Generalversammlung (2018) gebilligt, zusammen mit 


Empfehlungen für eine Vielzahl zusätzlicher Maßnahmen, die von der Kirche auf allen Ebenen ergriffen 
werden könnten, um die indigenen Völker anzuerkennen und Rassismus gegen sie zu bekämpfen. [19] 


Ebenfalls im Jahr 2016, am 3. November, prangerte eine Gruppe von 500 Geistlichen bei den Protesten 
in der Standing Rock-Pipeline öffentlich die Entdeckungsdoktrin an. 
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